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teilenden Rechtsvorschriften zu verstehen. Im vorliegenden Fall ist 
ein Norminhalt in Betracht zu ziehen, der es völlig dem Belieben 
der Behörde überläßt, ein Verhalten als strafbar oder als erlaubt 
anzusehen. Eine Norm dieses Inhalts ist mit dem Wortlaut des 
Art. 18 Abs. 1 B-VG schlechthin unvereinbar; ) 5 Abs. 1 Landstrei- 
cherG steht zu dieser Verfassungsbestimmung in einem offenkundi- 
gen Widerspruch, der sein Weiterbestehen ausschließt. Da g 5 Abs. 1 
leg. cit. sohin nicht Eingang in die vom B-VG beherrschte Rechtsord- 
nung gefunden hat, bildet er auch keine Grundlage für die Inan- 
spruchnahme einer Strafbefugnis durch eine Verwaltungsbehörde. 

5. Aus den vorstehenden Erwägungen folgt, daß die belangte Be- 
hörde die von ihr in Anspruch genommene Strafbefugnis auf eine 
nicht mehr geltende Rechtsvorschrift stützte. Da auch keine andere 
Gesetzesvorschrift das der Beschwerdeführerin angelastete Verhal- 
ten mit Strafe bedroht, war der angefochtene Bescheid, der schon 
wegen der fehlenden Strafbefugnis die Beschwerdeführerin im ver- 
fassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem 
gesetzlichen Richter verletzt, aufzuheben. 

Bei diesem Ergebnis erübrigte es sich, auf das Beschwerdevorbrin- 
gen im einzelnen einzugehen. 

7152 

Salzburger Flurverfassungs-Landesgesetz 1955; g 95 Abs. 2 ent- 
hält eine verfahrensrechtliche Regelung; ausschließliche Kom- 
petenz des Bundesgesetzgebers gemäß Art. 12 Abs. 2 B-VG 

Erk. v. 8, Oktober 1973, G 20/73 (vgk Kundmachung LGBl. 135/1973) 

fi) 95 Abs. 2 des Salzburger Flurverfassungs-Landesgesetzes 1955, Anlage 
zur Wiederverlautbarungskundmachung der Salzburger Landesregierung vom 
24. Oktober 1955, LGBL Nr. 64, im Anwendungsberefch des Art. II Abs. 2 des 
Gesetzes vom 2. Feber 1972, LGBL Nr. 33, mit dem das Salzburger Flur- 
verfassungs-Landesgesetz 1955 geändert wird, wird als verfassungswidrig 
aufgehoben. 

Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft. 
Der Landeshauptmann von Salzburg ist zur unverzüglichen Kund- 

machung der Aufhebung im Landesgesetzblatt verpflfiichtet. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Beim Verwaltungsgerichtshof ist zur Zahl 660/72 eine Be- 
schwerde gegen einen Bescheid des Amtes der Salzburger Landes- 
regierung als Agrarbehörde erster Instanz vom 18. Oktober 1931 
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anhängig, mit dem ein Ubereinkommen gemäß g 97 Abs. 1 des Salz- 
burger Flurverfassungs-Landesgesetzes 1955, Anlage zur Wiederver- 
lautbarungskundmachung der Salzburger Landesregierung vom 
24. Oktober 1955, LGBI. Nr. 64, — im folgenden kurz: FLG 1955— 
genehmigt worden ist. Aus Anlaß dieses Beschwerdeverfahrens bean- 
tragt der Verwaltungsgerichtshof, g 95 Abs. 2 FLG 1955, demzu- 
folge gegen die Genehmigung von Vergleichen (g 97 Abs. 1 leg. cit. ) 
eine Berufung nicht zulässig ist, als verfassungswidrig aufzuheben. 
Diese Gesetzes~bestimmung sei im Sinne des Art. 140 Abs. 1 B-VG 
eine Voraussetzung für seine Entscheidung, da sie den Beschwerde- 
führern die Anrufung der nächsten Instanz, nämlich des Landes- 
agrarsenates, nicht möglich mache, und somit der administrative 
Instanzenzug im Sinne des Art. 131 Abs. 1 Z. 1 B-VG erschöpft sei. 
Wenngleich g 95 Abs. 2 FLG 1955 durch das Gesetz vom 2. Feber 
1972, LGBI. Nr. 33, mit dem das Salzburger Flurverfassungs-Landes- 
gesetz 1955 geändert wird, nicht mehr im Rechtsbestand belassen 
worden sei, sei diese Bestimmung gemäß Art. II Abs. 2 dieser Novelle 
noch anzuwenden. 

Der Verwaltungsgerichtshof hält die angefochtene Gesetzesstelle 
im Hinblick auf Art. 12 Abs. 2 B-VG wegen der fehlenden Zustän- 
digkeit des Landesgesetzgebers für verfassungswidrig. Art. 12 Abs. 2 
B-VG sehe eine Grundsatzgesetzgebung des Bundes und eine hiezu 
ergehende Ausführungsgesetzgebung der Bundesländer nur in der 
Frage der Einrichtung sonstiger mit Angelegenheiten der Boden- 
reform noch befaßter Behörden vor. Diesem Auftrag trage der Bun- 
desgesetzgeber durch die Bestimmung des Art. II des Agrarbehörden- 
gesetzes 1950 Rechnung, nach welcher die Einrichtung der Agrar- 
bezirks~behörden von der Landesgesetzgebung nach den in den nach- 
folgenden g) 2, 3 und 4 angeführten Grundsätzen geregelt werde. 
Hingegen beinhalte Art. III leg. cit. , der die Einrichtung der Landes- 
agrarsenate und des Obersten Agrarsenates normiere, keinen wie 
immer gearteten Hinweis auf eine Grundsatzgesetzgebung des Bun- 
des und eine damit verbundene Ausführungsgesetzgebung der Bun- 
desländer. Biese Bestimmung sei vielmehr als unmittelbar anzu- 
wendendes Bundesrecht im Bereich des Agrarverfahrens anzusehen. 
Wenn Art. III g 7 Abs. 1 des Agrarbehördengesetzes 1950 bestimme, 
daß der Instanzenzug (gemeint sei derjenige gegen die Entscheidung 
der Agrarbehörde erster Instanz) mit den in Abs. 2 und 3 bezeichneten 
Ausnahmen (die die Anrufung des Obersten Agrarsenates regelten) 
beim Landesagrarsenat ende, dann bedeute dies für den Landes- 
gesetzgeber, daß er in seinen zu Art. II des Agrarbehördengesetzes 
1950 ergangenen Ausführungsgesetzen nicht ermächtigt gewesen sei, 
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die Anrufung des Landesagrarsenates gegen Entscheidungen der 
Agrarbehörde erster Instanz auszuschließen und somit den Instanzen- 

zug zu verkürzen. Jede diesbezügliche Regelung des Landesgesetz- 
gebers widerspreche der hier ausschließlich gegebenen, aus Art. 12 
Abs. 2 B-VG abzuleitenden Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers. 

2. Die Salzburger Landesregierung hat im Gesetzesprüfungsver- 
fahren eine Äußerung erstattet, in der sie die Auffassung vertritt, 
daß die angefochtene Gesetzesbestimmung zuständigerweise durch 
den Landesgesetzgeber erlassen worden sei. 

Wegen der allgemeinen Bedeutung der zu beurteilenden Rechts- 
fragen hat es der Verfassungsgerichtshof dem Bundeskanzleramt- 
Verfassungsdienst und den Ämtern der Landesregierung freigestellt, 
Äußerungen abzugeben. Von dieser Einladung haben das Bundes- 
kanzleramt-Verfassungsdienst sowie die Ämter der Kärntner, der 
Niederösterreichischen, der Oberösterreichischen und der Steiermär- 
kischen Landesregierung Gebrauch gemacht. 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat erwogen: 
1. a) Der Uerwaltungsgerichtshof und die Salzburger Landesregie- 

rung stimmen darin überein, daß die angefochtene Gesetzesstelle im 
Bereich des Art. II Abs. 2 des Gesetzes vom 2. Feber 1932, LGBI. 
Nr. 33, mit dem das Salzburger Flurverfassungs-Landesgesetz 1955 
geändert wird (im folgenden kurz Novelle genannt), dem geltenden 
Rechtsbestand angehört. Der Verfassungsgerichtshof tritt dieser 
Rechtsauffassung aus folgenden Gründen bei: 

Nach g 93 Abs. 1 FLG 1955 bedürfen u. a. die im Laufe des Ver- 
fahrens vor den Agrarbehörden mit deren Genehmigung abgeschlos- 
senen Vergleiche weder einer Zustimmung dritter Personen noch 
unterliegen sie einer Genehmigung durch Verwaltungs-, Pflegschafts- 
oder Fideikommißbehörden. Gemäß g 95 Abs. 2 dieses Gesetzes ist 
gegen die Genehmigung von Vergleichen (g 93 Abs. 1} eine Berufung 
nicht zulässig. Beide zitierten Gesetzesbestimmungen gehören dem 
III. Hauptstück des FLG 1955 an; dieses Hauptstück hat durch Art. I 
Z. 18 der Novelle eine neue Fassung erhalten. Die in dem am 24. April 
1932 ausgegebenen 7. Stück des Landesgesetzblattes für das Land 
Salzburg verlautbarte Novelle ist nach ihrem Art. II Abs. 1 mit Be- 
ginn des auf ihre Kundmachung folgenden zweiten Monates, d. i. mit 
1. Juni 1932, in Kraft getreten; Abs. 2 dieses Artikels sieht vor, daß 
Verfahren, die vor dem Inkrafttreten der Novelle eingeleitet wurden, 
nach jener Rechtslage zu Ende zu führen sind, die vor dem Inkraft- 
treten der Novelle bestanden lrat. Das FLG 1955 i. d. F. dieser Novelle 
ist mit der Kundmachung der Salzburger Landesregierung vom 

verfassungsq. -Erle. 
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29. Dezember 1972, LGBI. Nr. 1/1973, als Salzburger Flurverfassungs- 
Landesgesetz 1973 — FLG 1973 wiederverlautbart worden; nach 
Art. II Abs. 3 dieser Wiederverlautbarungskundmachung sind die 
Ubergangsbestimmungen der jeweiligen in der Wiederverlautbarung 
berücksichtigten Rechtsvorschriften, mithin auch Art. II Abs. 2 der 
Novelle, durch die Wiederverlautbarung nicht berührt worden. 

Der Verfassungsgerichtshof hat sich in seinem Erk. Slg. Nr. 5811/ 
1968 mit der Frage befaßt, ob eine Bestimmung des Tiroler Fremden- 
verkehrsgesetzes, LGBI. Nr. 8/1963, als geltende Rechtsnorm der Prü- 
fung durch den Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 140 B-VG unter- 
liegt, die durch eine folgende Ubergangsvorschrift enthaltende 
Gesetzesnovelle eine neue Fassung erhalten hat: 

„(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 1984 in Kraft. 
(2) Anhängige Verfahren über die Vorschreibung und Einhebung der 

Pflichtbeiträge für das Jahr 1963 sind nach den bisher geltenden Bestimmun- 
gen durchzuführen. " 

Diese Frage hat der Verfassungsgerichtshof unter Hinweis auf 
sein Erk. Slg. Nr. 4139/1962 (vgl. dazu auch die Erk. Slg. Nr. 4157/ 
1962, 4509/1964, 5727/1968, 5740/1968) bejaht; es bestünden zwei 
verschiedene Normen nebeneinander, die sich wegen ihrer verschie- 
denen Anwendungsbereiche nicht berührten. Der Vergleich der eben 
wiedergegebenen Ubergangsvorschrift mit Art. II der Novelle zum 
FLG 1955 erweist, daß in der hier maßgebenden Beziehung völlig 
gleichartige Regelungen vorliegen. Auch fj 95 Abs. 2 FLG 1955 gehört 
demnach im Anwendungsbereich des Art. II Abs. 2 der Novelle dem 
geltenden Rechtsbestand an und unterliegt der Prüfung durch den 
Verfassungsgerichtshof im Verfahren nach Art. 140 B-VG. 

b) Da der Verwaltungsgerichtshof die angefochtene Gesetzes- 
bestimmung bei der Beurteilung der Erschöpfung des administrativen 
Instanzenzuges als einer Voraussetzung des bei ihm anhängigen 
Beschwerdeverfahrens (Art. 131 Abs. 1 Z. 1 B-VG) anzuwenden hat, 
sind die Prozeßvoraussetzungen in Ansehung dieses Gesetzesprü- 
fungsverfahrens gegeben. 

Der Antrag des Verwaltungsgerichtshofes ist sohin zulässig. 

2. Art. 12 Abs. 2 B-VG ordnet in seinem ersten Satz an, daß in 
den Angelegenheiten der Bodenreform (Absatz 1 Z. 5) die Entschei- 
dung in oberster Instanz und in der Landesinstanz Senaten zusteht, 
die aus dem Vorsitzenden und aus Richtern, Verwaltungsbeamten 
und Sachverständigen . als Mitgliedern bestehen; der in oberster 
Instanz zur Entscheidung berufene Senat wird beim zuständigen 
Bundesministerium eingesetzt. Sein zweiter Satz bestimmt, daß die 
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Einrichtung, die Aufgaben und das Verfahren der Senate sowie die 
Grundsätze für die Einrichtung der mit den Angelegenheiten der 
Bodenreform sonst noch befaßten Behörden durch Bundesgesetz gere- 
gelt werden. 

g 95 Abs. 2 FLG 1955 sieht eine Abkürzung des sonst von der 
Agrarbehörde erster Instanz an den Landesagrarsenat führenden 
Rechtsmittelzuges (vgl. tj 3 Abs. 1 Agrarbehördengesetz 1950) vor. 
Diese Gesetzesstelle beinhaltet sohin eine Regelung über die Zu- 
ständigkeit der Rechtsmittelinstanz. Daraus folgt, daß die Gesetz- 
gebungszuständigkeit für diese den Landesagrarsenat betreffende 
verfahrensrechtliche Regelung gemäß Art. 12 Abs. 2 zweiter Satz 
B-VG, demzufolge die Einrichtung, die Aufgaben und das Verfahren 
der Senate durch Bundesgesetz geregelt werden, ausschließlich dem 
Bundesgesetzgeber zukommt. 

Dieser Zuständigkeitstatbestand bildet eine Ausnahme von dem 
sonst allgemein geltenden, ins~besondere aus Art. 11 Abs. 2 B-VG 
ableitbaren Prinzip, daß der jeweils zur Regelung eines Sachgebietes 
zuständige Gesetzgeber auch zur Regelung des Verfahrens auf die- 
sem Gebiete berufen ist (vgl. in diesem Zusammenhang Erk. Slg. 
Nr. 3054/1956 und 3061/1956). Der Wortlaut der in Rede stehenden 
Verfassungsnorm bietet auch keinen Anhaltspunkt für die Annahme, 
daß der Landesgesetzgeber, dem im Bereich der Ausführungsgesetz- 
gebung eine materiellrechtliche Regelung in den Angelegenheiten 
der Bodenreform zukommt, befugt wäre, aus dem Gesichtspunkt des 
sachlichen Zusammenhanges mit dieser Regelung eine verfahrens- 
rechtliche Bestimmung an Stelle oder auch nur in Konkurrenz mit dem 
zur Verfahrensgesetzgebung bezüglich der Agrarsenate berufenen 
Bundesgesetzgeber zu erlassen. Bei der gegebenen Verfassungs- 
rechtslage ist dem Landesgesetzgeber vielmehr die Erlassung einer 
das Verfahren der Agrarsenate betreffenden Rechtsvorschrift über- 
haupt verwehrt. 

3. Da tj 95 Abs. 2 FLG 1955 sohin in kompetenzwidriger Welse 
eine dem Bundesgesetzgeber vorbehaltene Regelung trifft, ist diese 
Gesetzesbestimmung im gegebenen Anwendungsbereich als verfas- 
sungswidrig aufzuheben. 


